(zu IKD[BauR]-100680/26-2011)

Stand: 15.12.2011

Entwurf

betreffend die
Verordnung der O6. Landesregierung, mit der Durchfihrungsvorschriften zum
00. Bautechnikgesetz 2012 sowie betreffend den Bauplan erlassen werden
(O6. Bautechnikverordnung 2012 - O6. BauTV 2012)

A. Allgemeiner Teil
Anlass und Inhalt des Verordnungsentwurfs

Mit dem geplanten O6. Bautechnikgesetz 2012 soll der rechtliche Rahmen fiir die Ubernahme
der Osterreichweit harmonisierten bautechnischen Vorschriften, namlich der Richtlinien des
Osterreichischen Instituts fiir Bautechnik (OIB), im Folgenden kurz OIB-Richtlinien, geschaffen
werden. Entsprechend dem Konzept zur Harmonisierung der technischen Bauvorschriften der
Lander werden nach der Systematik der EU-Bauproduktenrichtlinie die wesentlichen
Anforderungen an Bauwerke auf der ersten, auf Gesetzesstufe stehenden Ebene definiert.

Die technischen Detailvorschriften, wie sie in den OIB-Richtlinien von Landerexpertinnen und
Landerexperten unter Federfiihrung des OIB erarbeitet wurden, dienen der Erfillung der auf der
Ebene eins gesteckten Ziele. Mit der vorliegenden Verordnung soll - aufbauend auf die
Gliederung der "Allgemeinen Bauvorschriften" im 2. Hauptstiick des O6. Bautechnikgesetzes
2012 - dieses Regelwerk auch fir Oberdsterreich verbindlich erklart werden. Zu den OIB-
Richtlinien abweichende Bestimmungen sind nur in einzelnen Punkten vorgesehen.

Die mit der Ubernahme der in Rede stehenden Richtlinien verbundenen Anderungen greifen so
weit in die Systematik der geltenden O0. Bautechnikverordnung ein, dass aus legistischen
Grinden einer Neuerlassung - gegeniber einer mit einem erheblichen regelungstechnischen
Aufwand verbundenen Novellierung der bestehenden Verordnung - der Vorzug gegeben wird.
Aus der bisherigen 0O6. Bautechnikverordnung mussten dabei (nur) jene Bestimmungen
ubernommen werden, die von den OIB-Richtlinien thematisch nicht abgedeckt sind (wie
Vorschriften Uber Stellplatze und den Bauplan).

Il. Kompetenzgrundlagen

Das Baurecht fallt - mit wenigen Ausnahmen, die der vorliegende Verordnungsentwurf nicht



berthrt - gemaR Art. 15 Abs. 1 B-VG in Gesetzgebung und Vollziehung in die Kompetenz der
Lander.

lll.  Finanzielle Auswirkungen auf die Gebietskdrperschaften

Durch diese Verordnung werden (voraussichtlich) weder dem Land noch den Gemeinden (oder
dem Bund) gegeniber der derzeitigen Rechtslage Mehrkosten erwachsen. Es werden keine
zusatzlichen Leistungsprozesse der Verwaltung geschaffen.

IV. Finanzielle Auswirkungen auf Biirgerinnen und Blurger und auf Unternehmen

Die in dieser Verordnung enthaltenen Regelungen bringen keinerlei finanzielle Belastungen fir
die Burgerinnen und Birger im Allgemeinen und flr Wirtschaftstreibende im Besonderen mit
sich. Wesentlich unterschiedliche technische Bauvorschriften der Lander stellen insbesondere
fur die Bauwirtschaft, die Uber die Bundeslandergrenzen hinaus Bauprodukte produziert sowie
Bauwerke plant und ausfihrt, ein Hemmnis dar und verursachen hdhere Produktionskosten.
Die Harmonisierung der technischen Bauvorschriften l&sst daher insofern eine gewisse
Kostensenkung fiir diesen Wirtschaftszweig erwarten.

V.  Verhéltnis zu Rechtsvorschriften der Europaischen Union

Dieser Verordnung stehen - soweit ersichtlich - keine zwingenden EU-Rechtsvorschriften
(gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften) entgegen. Vielmehr werden mit dem vorliegenden
Verordnungsentwurf - gemeinsam mit dem O6. Bautechnikgesetz 2012 und der OG0.
Bauordnungs-Novelle 2012 - auch die Bestimmungen des baurechtlich relevanten Teils der
Richtlinie 2010/31/EU des Européischen Parlaments und des Rates vom 19. Mai 2010 uber die
Gesamtenergieeffizienz von Gebauden (Neufassung), ABI. Nr. L 153/13 vom 18. Juni 2010, der
so genannten "EU-Gebd&uderichtlinie", umgesetzt.

VI. Auswirkungen auf die verschiedenen Gruppen der Gesellschaft, insbesondere auf
Frauen und Méanner

Die in der O6. Bautechnikverordnung 2012 enthaltenen Regelungen haben - soweit ersichtlich -
weder direkt noch indirekt unterschiedliche Auswirkungen auf die verschiedenen Gruppen der
Gesellschaft, insbesondere auf Frauen und Manner. Die Texte der vorliegenden Verordnung
wurden geschlechtergerecht formuliert.



VII. Auswirkungen in umweltpolitischer Hinsicht, insbesondere Klimavertraglichkeit

Insbesondere folgende in dieser Verordnung enthaltenen Regelungen sind als positive
umweltpolitische Mal3Bhahmen zu werten:
e Umsetzung der neuen EU-Gebauderichtlinie
e Erleichterungen fur die Verwendung des Baustoffs Holz
o verpflichtende Vorkehrungen fir eine nachtragliche Installation von Ladestationen fir
Elektrofahrzeuge in Garagen und Abstellrdumen fir Fahrrader

B. Besonderer Teil
Zu 8§ 1:

Die OIB-Richtlinie 1 "Mechanische Festigkeit und Standsicherheit" vom Oktober 2011 wird im
Abs. 1 grundsatzlich fur verbindlich erklart. Die Regelungen in Punkt 2.3 dieser Richtlinie
betreffend tragwerksspezifische UberwachungsmaBnahmen durch Dritte erscheinen insofern
nicht erforderlich, als zur Verfassung von Planen und Ausfilhrung von Bauwerken befugte
Personen und Unternehmen im Hinblick auf ihre Gewerbeberechtigung oder
Ziviltechnikerbefugnis ohnehin die entsprechende Befahigung aufweisen und entsprechend
verantwortlich sind (Abs. 2). Demgegenuber lasst die in Rede stehende Richtlinie ausdriickliche
statische Anforderungen an Glasdacher, Dachoberlichten, Dachflachenfenster und &hnliche
Bauteile, wie sie sich aus § 12 Abs. 1 O0. Bautechnikverordnung ergeben, vermissen, sodass
die bisherigen Bestimmungen weiterhin gelten sollen (Abs. 3).

Zu 8 2:

Im Abs. 1 werden die OIB-Richtlinien 2.1 "Brandschutz bei Betriebsbauten", 2.2 "Brandschutz
bei Garagen, Uiberdachten Stellplatzen und Parkdecks" und 2.3 "Brandschutz bei Gebauden mit
einem Fluchtniveau von mehr als 22 m", jeweils vom Oktober 2011, uneingeschrankt fur
verbindlich erklart.

Die im Abs. 2 vorgesehenen abweichenden Regelungen von der Richtlinie 2 "Brandschutz” vom
Oktober 2011 haben ihre Begrindung in folgenden Umstéanden:

e Die in Z 1 angefihrten Punkte 3.7, 3.8 und 3.9.5 bis 3.9.10 dieser Richtlinie betreffen
systematisch das O06. Luftreinhalte- und Energietechnikgesetz 2002 bzw. die in dessen
Durchfuhrung ergangene O6. Heizungsanlagen- und Brennstoffverordnung und sind
daher nicht Gegenstand baurechtlicher Vorschriften.

e Die Z 2 bis 4 betreffen die in Obertsterreich bewéhrten brandschutztechnischen
Regelungen des § 12 Abs. 1 letzter Satz, Abs. 4 zweiter Satz und Abs. 3 Z 2 und 4 OG6.
Bautechnikgesetz Uber Feuermauern und sollen daher sinngemalf3 auch kiinftig gelten.



Zu 8 3:

In Oberdsterreich gibt es viele Kleinschulen mit nur wenigen AufenthaltsrAumen im
Obergeschol3. Bei diesen kleineren Schulen kann in sicherheitstechnischer Hinsicht
grundsétzlich dann mit nur einem Treppenhaus das Auslangen gefunden werden, wenn
sich widmungsgemalf nicht mehr als 120 Personen im Obergeschol3 aufhalten (Z 5).

Abs. 1 erklart die OIB-Richtlinie 3 "Hygiene, Gesundheit und Umweltschutz" vom Oktober 2011
grundsatzlich fir verbindlich.

Abweichungen im Sinn des Abs. 2 lassen sich folgendermafRen begriinden:

Zu 8 4:

Die in Z 1 angefuihrten Punkte 5 und 10.1.4 dieser Richtlinie betreffen systematisch das
006. Luftreinhalte- und Energietechnikgesetz 2002 bzw. die in dessen Durchfiihrung
ergangene O0O. Heizungsanlagen- und Brennstoffverordnung und sind daher nicht
Gegenstand baurechtlicher Vorschriften.

Die Z 2 und 3 betreffen Regelungen aus dem bisherigen Rechtsbestand, die sich in der
Verwaltungspraxis sehr bewahrt haben und die deshalb auch weiterhin erganzend zur
oder abweichend von der OIB-Richtlinie 3 Anwendung finden sollen (§ 18 Abs. 2 O6.
Bautechnikgesetz, § 8 Abs. 1 O8. Bautechnikverordnung).

Mit Z 4 soll klargestellt werden, dass bei Handelsbetrieben mit einer
Gesamtverkaufsflache von mehr als 1000 m2 Kundentoiletten errichtet werden mussen.

Abs. 1 erklart die OIB-Richtlinie 4 "Nutzung, Sicherheit und Barrierefreiheit” vom Oktober 2011
grundsatzlich fir verbindlich.

Ihre Rechtfertigung erfahren die Abweichungsbestimmungen des Abs. 2 in Folgendem:

Das Erfordernis zur Errichtung eines Personenaufzugs soll sich weiterhin an den
Voraussetzungen des 8§ 25 Abs. 1 O06 Bautechnikgesetz (zukinftig: 8 25 Abs. 3 O0.
Bautechnikgesetz 2012) orientieren (Z 1).

Die grundsatzlichen Anforderungen an Personenaufziige sollen auch bei der
nachtraglichen Errichtung von Aufziigen bei bestehenden Wohngeb&uden mit mehr als
drei GescholRRen gelten (Z 2).

Die Vergrol3erung der Gang- und Turbreiten im Verlauf von Fluchtwegen in 60-cm-
Schritten sind noch nicht allgemein anerkannt, deshalb sollen die bisher in
Oberdsterreich bewdhrten Regelungen mit Schritten von 10 cm (8§ 14 Abs. 4 und § 16
Abs. 1 O6. Bautechnikverordnung) weiterhin beibehalten werden (Z 3 und 5).

Mit Z 4 soll die bisherige Regelung des § 14 Abs. 3 Z 3 O0. Bautechnikverordnung zur
Zugangssicherung bei Stiegen insbesondere in Alten- und Pflegeheimen Gbernommen
werden.



e Nach den Erfahrungen im Wohnhausbau bieten Mehrscheiben-Isolierverglasungen bei
Balkon- und Terrassentiren einen ausreichenden Unfallschutz, weshalb in diesen Féllen
auf eine Sicherheitsverglasung verzichtet werden kann (Z 6).

e Die in Z 7 angefuihrten Abweichungen von Punkt 3.1.3 und der ONORM B 1600 sind
sachlich begrindbar und bewirken im Ergebnis eine relevante Kosteneinsparung im
(sozialen) Wohnbau.

e Mit Z 8 soll festgelegt werden, dass die Erleichterungen in der Richtlinie fiir kleine
Wohngebaude kinftig auch fir Gebaude im Umfang des bisherigen Kleinhausbaus (drei
Wohnungen) gelten sollen.

e Z 9 ermdglicht die sinngemaRe Anwendung der Bestimmungen der ONORM B 1600
zum anpassbaren Wohnbau auch fir Arbeitsstéatten (anpassbare Arbeitsstatte).

Abs. 3 stellt klar, ab welcher Bettenanzahl Beherbergungsbhetriebe barrierefrei gestaltet werden
mussen.

Abs. 4 entspricht dem bisherigen § 17b Abs. 2 O6. Bautechnikverordnung.
Zu 8§ 5:

Die OIB-Richtlinie 5 "Schallschutz" vom Oktober 2011 wird uneingeschrénkt fur verbindlich
erklart.

Zu 8 6:

Abs. 1 erklart die OIB-Richtlinie 6 "Energieeinsparung und Warmeschutz" vom Oktober 2011
grundsatzlich fir verbindlich.

Die Abweichungen betreffenden Regelungen des Abs. 2 finden ihre Entsprechung schon in der
geltenden Rechtslage (8 3 Abs. 2 Z 2 bis 4 O46. Bautechnikverordnung). Neu ist lediglich die
Klarstellung, dass fir Umbauten die Anforderungen der Richtlinie an Neubauten sinngemaf
gelten sollen (Z 1) und die Festlegung des verpflichtenden Einsatzes hocheffizienter alternativer
Systeme im Sinn des Punktes 12.4.2 der EU-Richtlinie fir Gebdude mit mehr als 1000 m2
konditionierter Netto-Grundflache (Z 4).

Zu 8 7:
Diese Verordnungsstelle bernimmt § 3a O6. Bautechnikverordnung unverandert.
Zu 8 8:

Mit der generellen Mdoglichkeit von Abweichungen von den "Allgemeinen bautechnischen
Vorschriften" des 1. Hauptstiicks soll ein Kernstiick des Harmonisierungsprozesses der



bautechnischen Vorschriften auch im 06. Baurecht implementiert werden. Voraussetzung dafur
ist aber der Nachweis, dass die Schutzziele im Einzelfall dennoch, d.h. eben auf andere Weise
erreicht werden.

Zu 8 9:
Diese Bestimmung betrifft die erforderliche Publizitéat der OIB-Richtlinien.
Zu § 10:

Die Abs. 1 bis 3 Gbernehmen die Regelungen des geltenden § 10 O6. Bautechnikverordnung.
Abs. 4 entspricht 8 20 Abs. 6 letzter Satz O6. Bautechnikgesetz mit der Mal3gabe, dass fur
Abstellzwecke innerhalb der Wohnung kinftig nicht unbedingt ein (abgeschlossener) Raum,
sondern auch ein daflir geeigneter "Bereich" ausreichend ist. Darliber hinaus soll der weiters
erforderliche Abstellraum nicht nur im Gebéaude (etwa im Keller) sondern auch auRRerhalb dieses
liegen koénnen. Diese Neuregelung bringt eine grofiere Flexibilitat beim Erfordernis von
Abstellraumlichkeiten von Wohnungen mit sich.

Zu 8§ 11;

Die Anforderungen an Kinderspielplatze sind mit 8 16a O6. Bautechnikverordnung inhaltsgleich.
Im Abs. 6 wurden lediglich die Normverweise aktualisiert.

Zu 88 12 und 13:

Die Vorschriften betreffend Bauldrm und Sicherheitsraume entsprechen den bisherigen
Bestimmungen der 88 18 bzw. 61a O0. Bautechnikverordnung.

Zu § 14

Die geltende O6. Bautechnikverordnung sieht spezielle bautechnische Anforderungen an
landwirtschaftliche Bauten in den 88 39, 40, 42 und 43 vor. Soweit - insbesondere vor dem
Hintergrund der Ubernahme der OIB-Richtlinien durch den vorliegenden Verordnungsentwurf -
noch ein Erfordernis an diesen Regelungen besteht, werden sie in dieser Verordnungsstelle
zusammengefasst.

Zu 88 15 bis 21:

Die Stellplatzregelungen entsprechen grundsatzlich den bisherigen Bestimmungen des § 45,
8§ 45a, § 46, 8 50 Abs. 3, § 52 Abs. 2 und § 58 O06. Bautechnikverordnung.

Rechtsé&nderungen sind dabei (nur) in folgenden Punkten vorgesehen:



e Die Bezugsgrolie fur die Anzahl der verpflichteten Fahrrad-Abstellplatze bei Wohnungen
soll auf "je angefangene 60 m2 Nutzflache" (bisher: "je angefangene 50 m2 Nutzflache"),
bezogen auf die gesamte Wohnnutzflache des Geb&audes, erhoht werden. Es hat sich
namlich gezeigt, dass nach den geltenden Regelungen bei Wohnanlagen die bisher
erforderliche Anzahl von Fahrradstellplatzen vielfach nicht angenommen wird (8 16
Abs. 2 Z1).

e Einer Anregung des Landesrechnungshofes folgend soll vor allem im innerstadtischen
Bereich eine teilweise Nachsicht von verpflichtenden Stellplatzen bei Biirogebauden
mdglich sein, wenn eine entsprechende Erreichbarkeit durch 6ffentliche Verkehrsmittel
gegeben ist. Unter dem Begriff "Burogebaude" sind natirlich auch Gebaude fir Amter
und Behodrden zu verstehen.

e 8§ 43 Abs. 1 0O6. Bautechnikgesetz 2012 ermdglicht kiinftig Fahrrad-Stellplatze auch in
Tiefgaragen, wenn eine entsprechende Zu- und Abfahrt gewahrleistet ist. Dies ist auch
in den Regelungen uber die Anforderungen an die AufschlieBungswege von Fahrrad-
Stellplatzen zu beriicksichtigen (8 18 Abs. 2 zweiter Halbsatz).

e Nach der O06. Gassicherheitsverordnung 2006 sind bestimmte Feuerstatten auch in
Garagen zulassig. Die Heizungen und Zindquellen betreffende Baurechtslage ist daher
im Interesse der Einheitlichkeit der Rechtsordnung entsprechend anzupassen (8 20).

o Die neue Verpflichtung, bei o6ffentlich zuganglichen Garagen und Abstellrdumen fir
Fahrrader ab einer bestimmten Stellplatzanzahl, zumindest Vorkehrungen (etwa in Form
von Leerverrohrungen) flr die nachtragliche Installation von Ladestationen
vorzunehmen, berlicksichtigt die aktuell verstarkte Nachfrage nach Elektrofahrzeugen
und soll diese 6kologisch interessante Mobilitatsform weiter unterstiitzen. Nach dem
Vorbild der Regelungen des § 64 der NO Bauordnung 1996 sind die entsprechenden
Ladestationen bis spatestens 31.12.2017 auch zu installieren.

Zu 88 22 bis 24:

Die Bestimmungen dieses Hauptstiicks entsprechen den bisherigen Regelungen der 88 62 bis
64 006. Bautechnikverordnung Uber den Bauplan. 8 22 Abs. 6 Ubernimmt im Wesentlichen die
bisherige Regelung des § 2 Abs. 5 O6. Bautechnikverordnung.

Zu § 25:

Die Schlussbestimmungen enthalten insbesondere die Inkrafttretens-Bestimmungen (Abs. 1)
sowie eine Ubergangsbestimmung fiir laufende Verfahren (Abs. 2).



Verordnung

der O6. Landesregierung, mit der Durchfihrungsvorschriften zum
06. Bautechnikgesetz 2012 sowie betreffend den Bauplan erlassen werden
(O6. Bautechnikverordnung 2012 - O6. BauTV 2012)

Auf Grund des 8§ 2 Abs. 2 und des 8§ 96 des O0. Bautechnikgesetzes 2012, LGBI. Nr. x,
sowie des 8 29 Abs.4 der O6. Bauordnung 1994, LGBI. Nr. 66, in der Fassung des
Landesgesetzes LGBI. Nr. xx/2012, wird verordnet:

INHALTSVERZEICHNIS

1. HAUPTSTUCK
Allgemeine bautechnische Vorschriften

81 Mechanische Festigkeit und Standsicherheit

§ 2  Brandschutz

8§83  Hygiene, Gesundheit und Umweltschutz

84  Nutzungssicherheit und Barrierefreiheit

85  Schallschutz

86  Energieeinsparung und Warmeschutz

8§87  Energieausweis

§8  Abweichungen

§9 Richtlinien des Osterreichischen Instituts fiir Bautechnik

2. HAUPTSTUCK
Besondere bautechnische Vorschriften

8§10 WohnungsgréRen

8§11 Kinderspielplatze

8§12 Baularm

§ 13 Sicherheitsrdume

§ 14 Landwirtschaftliche Bauten



3. HAUPTSTUCK
Stellplatze fur Kraftfahrzeuge und Fahrrader

8 15 Anzahl der Stellplatze fur Kraftfahrzeuge

§ 16 Anzahl der Stellplatze fur Fahrrader

8§ 17 Ausnahmen von der Verpflichtung zur Errichtung von Stellpléatzen
8§ 18 Anforderungen an Stellplatze fir Fahrrader

8§19 FulRboden von Stellplatzen fir Kraftfahrzeuge

8§20 Zundquellen in Garagen

§ 21 Ladestationen fur Elektrofahrzeuge

4. HAUPTSTUCK
Bauplan

§ 22 Herstellung, Form und Inhalt des Bauplans
§ 23 Malstab des Bauplans
8§ 24 Farben des Bauplans

5. HAUPTSTUCK
Schlussbestimmungen

8§ 25 Inkrafttreten

1. HAUPTSTUCK
Allgemeine bautechnische Vorschriften

§1
Mechanische Festigkeit und Standsicherheit

(1) Den in 8 4 O6. Bautechnikgesetz 2012 festgelegten Anforderungen wird entsprochen,
wenn - vorbehaltlich des Abs. 2 - die Richtlinie 1 des Osterreichischen Instituts fiir Bautechnik
"Mechanische Festigkeit und Standsicherheit" vom Oktober 2011 eingehalten wird.

(2) Punkt 2.3 der im Abs. 1 genannte Richtlinie gilt nicht.

(3) Glasdacher, Dachoberlichten, Dachflachenfenster und &hnliche Bauteile missen der
jeweils zu erwartenden Belastung entsprechen.



82
Brandschutz

(1) Den in den 88 5 bis 10 O6. Bautechnikgesetz 2012 festgelegten Anforderungen wird
entsprochen, wenn - vorbehaltlich des Abs.2 - folgende Richtlinien des Osterreichischen
Instituts fur Bautechnik eingehalten werden:

1.
2.
3.

Richtlinie 2 "Brandschutz" vom Oktober 2011;

Richtlinie 2.1 "Brandschutz bei Betriebsbauten” vom Oktober 2011;

Richtlinie 2.2 "Brandschutz bei Garagen, Uberdachten Stellplatzen und Parkdecks"
vom Oktober 2011;

Richtlinie 2.3 "Brandschutz bei Geb&duden mit einem Fluchtniveau von mehr als 22 m"
vom Oktober 2011,

Leitfaden "Abweichungen im Brandschutz und Brandschutzkonzepte" vom Oktober
2011.

(2) Die im Abs. 1 Z 1 genannte Richtlinie 2 gilt mit folgender Maf3gabe:

1.

Die Punkte 3.7, 3.8 und 3.9.5 bis 3.9.10 gelten nicht. Die Bestimmungen der OG.

Heizungsanlagen- und Brennstoffverordnung bleiben unberthrt.

Punkt 4.1 gilt - Uber Punkt 4.2 hinaus - nicht fur

a) offene Standerbauten, Bootshutten, Flugdéacher und ahnliche bauliche Anlagen bis
zu 50 m2 Brutto-Grundflache;

b) Dachvorspriinge und ahnliche Vorbauten in EI 30 oder mit einer entsprechenden
Verkleidung.

Unter Beriicksichtung von Z 2 gelten die Punkte 4.1 bis 4.3 auch bei nachtraglicher

Anderung der Eigentumsverhaltnisse, soweit dadurch bestehende Gebaude in einem

Abstand von weniger als 2 m zur Bauplatz- oder Nachbargrundgrenze zu liegen

kommen.

Bei Umbauten und sonstigen baulichen Anderungen oder Instandsetzungen sind

konsens- oder rechtmaRig bestehende Offnungen in brandabschnittsbildenden

Wéanden nach Punkt 4.1 nur dann mit Abschlissen im Sinn dieses Punktes

auszustatten, wenn sich die BaumaBnahme auch auf die jeweilige

brandabschnittsbildende Wand bezieht und durch das Bauvorhaben eine erhéhte

Brandgefahrdung von Nachbarliegenschaften zu erwarten ist.

Abweichend von Punkt 7.2.3 kann Punkt 5.1.1(b) angewendet werden, wenn sich im

Obergeschofd widmungsgemaf nicht mehr als 120 Personen aufhalten kénnen.

§3
Hygiene, Gesundheit und Umweltschutz

(1) Den in den 88 11 bis 23 O6. Bautechnikgesetz 2012 festgelegten Anforderungen wird
entsprochen, wenn - vorbehaltlich des Abs. 2 - die Richtlinie 3 des Osterreichischen Instituts fir
Bautechnik "Hygiene, Gesundheit und Umweltschutz" vom Oktober 2011 eingehalten wird.



(2) Die im Abs. 1 genannte Richtlinie gilt mit folgender Mal3gabe:

1.

Die Punkte 5 und 10.1.4 gelten nicht. Die Bestimmungen der O6. Heizungsanlagen-
und Brennstoffverordnung bleiben unberihrt.

Der im Punkt 9.1.2 geforderte Lichteinfallswinkel von 45 Grad kann Uberschritten
werden, wenn die zulassige oder vorhandene Bebauung einer Nachbarliegenschaft
einen gréReren Lichteinfallswinkel bedingt und eine andere Situierung der Wohn- und
Aufenthaltsraume auf Grund der ortlichen Verhdltnisse unmdoglich ist oder eine
besondere Harte fur die Bauwerberin oder den Bauwerber darstellen wirde.
Abweichend von Punkt 11.2.1 muss die lichte Raumhohe betragen:

a) in Wohnraumen von ausgebauten Dachraumen ................ mindestens 2,40 m,
b) in Wohnraumen von Gebauden mit hochstens drei
Wohnungen - auch in verdichteter Flachbauweise - .......... mindestens 2,40 m,

c) in Wohnraumen von ausgebauten Dachraumen in

Gebauden mit hdchstens drei Wohnungen - auch in

verdichteter Flachbauweise - ..........covvvvviiiiiiiiieeeeee, mindestens 2,20 m,
d) in Wohngebauden mit nur einer Wohnung .............cccuueee.. mindestens 2,20 m.
In Handelsbetrieben mit einer Gesamtverkaufsflache von mehr als 1000 m?, die
Waren oder Dienstleistungen anbieten, sind ausreichende und nach Geschlechtern
getrennte  Kundentoiletten zu errichten. Die Verkaufsflachen mehrerer
Handelsbetriebe, die in einem raumlichen Naheverhaltnis zueinander stehen oder
eine betriebsorganisatorische, funktionelle oder wirtschaftsstrukturelle Einheit bilden
(zB Einkaufs- oder Fachmarktzentren), sind zusammenzuzahlen.

(3) In Gebauden mit starkem Publikumsverkehr, in denen ublicherweise mit einem
Aufenthalt von Kleinkindern zu rechnen ist (wie in Einkaufszentren, Tourismuseinrichtungen,
Veranstaltungseinrichtungen, offentlichen Toilettanlagen), ist mindestens eine Toilettanlage mit
einem Wickeltisch auszustatten.

§4
Nutzungssicherheit und Barrierefreiheit

(1) Den in den 88 24 bis 31 O0. Bautechnikgesetz 2012 festgelegten Anforderungen wird
entsprochen, wenn - vorbehaltlich des Abs. 2 - die Richtlinie 4 des Osterreichischen Instituts fir
Bautechnik "Nutzungssicherheit und Barrierefreiheit" vom Oktober 2011 eingehalten wird.

(2) Die im Abs. 1 genannte Richtlinie gilt mit folgender Mal3gabe:

1.
2.

Punkt 2.1.4 gilt nicht. 8 25 Abs. 3 O6. Bautechnikgesetz 2012 bleibt unberuhrt.

Punkt 2.1.5 qilt nur fir Personenaufziige im Sinn des 8 25 Abs. 3 06.
Bautechnikgesetz 2012 sowie bei der nachtraglichen Errichtung von Aufziigen bei
bestehenden Wohngebauden mit mehr als drei Geschol3en tiber dem Erdboden.
Abweichend von Punkt 2.2.3 erster Satz muss bei Gangen und Treppen im Verlauf
von Fluchtwegen flr mehr als 120 Personen die lichte Breite fir je angefangene zehn
Personen um jeweils 10 cm erhdht werden.



4. Uber Punkt 2.2.4 hinaus darf die Mindestbreite von frei zuganglichen Treppen in
Alten- und Pflegeheimen sowie Krankenanstalten durch erforderliche, leicht
entfernbare Zugangssicherungen zu Austrittsstufen, wenn das Flichten von
Personen im Notfall dadurch nicht wesentlich eingeschrankt wird und (Teil-)Durch-
gangsbreiten von zumindest 60 cm verbleiben, eingeengt werden.
5. Abweichend von Punkt 2.6.1 erhoht sich bei mehr als 120 Personen die nutzbare
Durchgangsbreite von 120 cm fir je angefangene zehn Personen um jeweils 10 cm.
6. Punkt 5.1.1 gilt nicht fir Mehrscheiben-lsolierverglasungen in Tiren von Wohnungen,
die ins Freie fiihren (wie Balkon- und Terrassenturen).
7. Punkt 8.1 gilt wie folgt:
a) Die Anfahrbereiche gemaR Punkt 5.1.4 der ONORM B 1600 konnen in
Wohnungen entfallen bei
aa) Turen, wenn Vorkehrungen (zB Leerverrohrung) fur den nachtraglichen
Einbau von elektrischen Tur6ffnern getroffen werden;
bb) Tiren zum zweiten und zu weiteren Schlafzimmer(n) einer Wohnung;
cc) Raumen, die nicht durch Tlren abgeschlossen werden muissen und bei
denen daher die Turblatter bei Bedarf ausgehéngt werden kdnnen,
ausgenommen Schlafzimmer und Sanitarraume.
b) Abweichend von Punkt 5.2.3 der ONORM B 1600 diirfen in Gebauden, in denen
sich, ausgenommen im barrierefreien Erdgeschol3, widmungsgemal insgesamt
nicht mehr als 50 Personen aufhalten kénnen, auch vertikale Plattformaufziige
ausgefuhrt werden. Diese missen den Leitlinien fur "Vertikale Hebeeinrichtungen
fir Personen mit einer Nenngeschwindigkeit von bis zu 0,15 m/s", Ausgabe Méarz
2011, die von der beim Amt der NO. Landesregierung eingerichteten
Verbindungsstelle der Bundeslander versandt wurden, entsprechen. Die
genannten Leitlinien kdnnen bei der Verbindungsstelle der Bundeslander in 1010
Wien, Schenkenstralle 4, bezogen werden; zusatzlich liegen sie beim Amt der
Landesregierung wahrend der Amtsstunden zur unentgeltlichen o6ffentlichen
Einsicht auf.
c) Abweichend von Punkt 5.3.2 der ONORM B 1600 darf innerhalb von Geb&auden
das Langsgefalle von Rampen mit der Lange von nicht mehr als 5 m bis zu 10 %
betragen.
8. Fur Wohnungen in Geb&uden mit hochstens drei Wohnungen - auch in verdichteter
Flachbauweise - gelten die Erleichterungen der Richtlinie fir Gebdude mit hdchstens
zwei Wohnungen.
9. Zusatzlich zu Punkt 8.3 gilt fir anpassbare Arbeitsstatten (8 31 Abs. 4 O6.
Bautechnikgesetz 2012) Punkt 6.2 der ONORM B 1600.
(3) Fur Beherbergungsbetriebe mit mehr als 20 Géastebetten gelten die Punkte 6.2 und
B 12 der ONORM B 1600.

(4) Bauwerke, die gemal3 8 31 Abs. 7 O0. Bautechnikgesetz 2012 barrierefrei zu gestalten
sind, sind dber Abs. 1 und 2 hinaus entsprechend der Art der auszugleichenden
Beeintrachtigung unter Bedachtnahme auf die bautechnischen Anforderungen der ONORM B



1601, "Spezielle Baulichkeiten fur behinderte oder alte Menschen - Planungsgrundsatze”,
Ausgabe 1.12.2003, zu planen und auszuftihren.

85
Schallschutz

Den in den 88 32 bis 34 O4. Bautechnikgesetz 2012 festgelegten Anforderungen wird
entsprochen, wenn die Richtlinie 5 des Osterreichischen Instituts fur Bautechnik "Schallschutz"
vom Oktober 2011 eingehalten wird.

§6
Energieeinsparung und Warmeschutz

(1) Den in den 88 35 bis 39 06. Bautechnikgesetz 2012 festgelegten Anforderungen wird
entsprochen, wenn - vorbehaltlich Abs. 2 - die Richtlinie 6 "Energieeinsparung und
Wwarmeschutz" und der Leitfaden "Energietechnisches Verhalten von Gebauden" des
Osterreichischen Instituts fiir Bautechnik, jeweils vom Oktober 2011, eingehalten werden.

(2) Die im Abs. 1 genannte Richtlinie gilt mit folgender Mal3gabe:

1. Fir Umbauten gelten die Anforderungen an gréRere Renovierungen sinngemals.

2. Bei sonstigen konditionierten Gebduden gemafR Punkt 3.1.2 (13) der Richtlinie kann
die Behotrde bei Auf3en- und Innenwanden, erdberihrten Wanden und Ful3bdden
sowie Innendecken Abweichungen von den im Punkt 10.2 festgelegten
Anforderungen zulassen, soweit dies aus statischen oder raumakustischen Griinden
notwendig ist.

3. Die Punkte 11 und 12.6 der Richtlinie gelten nicht. Die Bestimmungen der OG6.
Heizungsanlagen- und Brennstoffverordnung bleiben unberthrt.

4. Punkt 12.4.1 der Richtlinie gilt mit der Mafl3gabe, dass beim Neubau und bei einer
groReren Renovierung von Gebauden mit einer konditionierten Netto-Grundflache
von mehr als 1000 m? hocheffiziente alternative Systeme im Sinn des Punktes 12.4.2
der Richtlinie eingesetzt werden miussen, sofern diese verfigbar und technisch,
Okologisch und wirtschaftlich realisierbar sind. Erforderlichenfalls ist der Behorde die
fehlende Verfugbarkeit oder die fehlende technische, 6kologische oder wirtschaftliche
Realisierbarkeit durch geeignete Unterlagen nachzuweisen.

5. Hocheffiziente alternative Energiesysteme im Sinn des Punktes 12.4.2 der Richtlinie
sind ausschlieB3lich die dort in den lit. a bis d angefiihrten Systeme.

(3) Aus Anlass von bewilligungspflichtigen BaumafRnahmen nach § 24 Abs. 1 Z 1 und 3

06. Bauordnung 1994 oder einer anzeigepflichtigen gréf3eren Renovierung nach § 25 Abs. 1
Z 3 lit. a O6. Bauordnung 1994 muss die oberste zugangliche GescholRdecke oder das Dach
von konditionierten Gebauden, ausgenommen Wohngebdude mit nicht mehr als zwei
Wohnungen, gemal 8§ 38 0OO0. Bautechnikgesetz 2012 so gedammt werden, dass den
Anforderungen der im Abs. 1 genannte Richtlinie an warmelbertragende Bauteile entsprochen
wird.



8§87
Energieausweis

Zur Ausstellung des Energieausweises sind berechtigt:

1. nach den fir die Berufsaustibung mafigeblichen Vorschriften dazu befugte Personen,;
darunter sind jedenfalls Ziviltechnikerinnen und Ziviltechniker einschléagiger Befugnis
sowie Technische BUros - Ingenieurbliros einschlagiger Fachrichtungen und
Gewerbetreibende im Rahmen ihrer Gewerbeberechtigung zur Planung, Errichtung
oder Anderung von baulichen Anlagen oder von Heizungsanlagen, zu verstehen;

2. akkreditierte Priif- und Uberwachungsstellen im Rahmen ihrer Befugnisse;

3. Fachdienststellen der Gebietskorperschaften;

4. der O0. Energiesparverband.

§8
Abweichungen

Die Baubehérde hat auf Antrag Abweichungen von den Bestimmungen des 1.
Hauptstiicks, insbesondere den Richtlinien des Osterreichischen Instituts fiir Bautechnik,
zuzulassen, wenn die Bauwerberin oder der Bauwerber nachweist, dass das gleiche
Schutzniveau wie bei Anwendung der Richtlinien erreicht wird.

89
Richtlinien des Osterreichischen Instituts fiir Bautechnik

(1) Die in den 88 1 bis 6 genannten Richtlinien und Leitfaden des Osterreichischen
Instituts fir Bautechnik kénnen beim Osterreichischen Institut fir Bautechnik, SchenkenstraRe
4, 1010 Wien, Telefon: +43/1/533 65 50, Telefax: +43/1/533 64 23, E-Mail: mail@oib.or.at,
bezogen werden und sind auch auf der Homepage dieses Instituts unter http://www.oib.or.at
abrufbar; zusatzlich liegen sie beim Amt der O6. Landesregierung wéhrend der Amtsstunden
zur unentgeltlichen 6ffentlichen Einsicht auf.

(2) Die fur die im Abs. 1 genannten Richtlinien mafRgeblichen "Begriffsbestimmungen”
vom Oktober 2011 des Osterreichischen Instituts fiir Bautechnik werden mit der MaRgabe fiir
verbindlich erklart, dass der letzte Satz beim Begriff "Neubau" nur im Zusammenhang mit der
Richtlinie 6 "Energieeinsparung und Warmeschutz" (8 6) anzuwenden ist. Abs 1 gilt sinngemaf.

(3) Die fur die im Abs. 1 genannten Richtlinien malf3geblichen "Zitierte Normen und
sonstige technische Regelwerke" vom Oktober 2011 des Osterreichischen Instituts fir
Bautechnik werden fiir verbindlich erklart. Abs. 1 gilt sinngemalf.



2. HAUPTSTUCK
Besondere bautechnische Vorschriften

§10
Wohnungsgrof3en

(1) Wohnungen, ausgenommen Kleinstwohnungen und Garconnieren, missen
einschlielBlich der Nebenrdume eine baulich in sich geschlossen nutzbare Flache von
mindestens 45 m? aufweisen.

(2) Wohnraume, ausgenommen in Wohngeb&uden mit nur einer Wohnung, missen eine
nutzbare Mindestflache von 12 m?, Schlafraume eine solche von 8 m? aufweisen.

(3) Kleinstwohnungen und Garconnieren miissen eine nutzbare Mindestflaiche von 18 m?
aufweisen.

(4) Fur jede Wohnung ist innerhalb der Wohnung ein Bereich fir Abstellzwecke sowie
innerhalb oder au3erhalb des Gebaudes ein Abstellraum vorzusehen.

§11
Kinderspielplatze

(1) Die Lage des Kinderspielplatzes ist in dem dem Bauverfahren zugrundeliegenden
Bauplan auszuweisen (8 29 Abs. 1 Z 1 lit. g O6. Bauordnung 1994).

(2) Kinderspielplatze auf3erhalb des Bauplatzes mussen in moglichst kurzer, gunstiger
und gefahrloser Wegverbindung mit den zugeordneten Wohnungen stehen, die eine Entfernung
von 100 m nicht Uberschreiten darf. Die Zugangswege durfen keine Kreuzungen mit stark
befahrenen Verkehrsflachen aufweisen.

(3) Der unmittelbare Zugangsbereich ist im Sinn des § 31 O6. Bautechnikgesetz 2012
barrierefrei zu gestalten.

(4) Kinderspielplatze miissen eine GréRe von 100 m? zuziiglich 10 m? je Wohnung
aufweisen. Diese GroRRe kann im geschlossen bebauten Gebiet insoweit unterschritten werden,
als die Errichtung eines Kinderspielplatzes in Anbetracht der 6&rtlichen Verhdltnisse bei
Berlcksichtigung der vorhandenen Bebauung und des zuldssigen MafRes der baulichen
Nutzung unmdglich ist. Im Ubrigen ist mindestens die Halfte der Spielplatzflache als Griinflache
Zu gestalten.

(5) Kinderspielplatze sind gegeniiber Anlagen, von denen Gefahren fiir das Leben, die
Gesundheit oder die korperliche Sicherheit der Benutzerinnen und Benutzer ausgehen,
insbesondere gegenliber Verkehrsflachen und Stellplatzen sowie gegentber Stellen, an denen
Absturzgefahr besteht, durch Zaune, Gelénder oder &hnliche Einrichtungen zu sichern.

(6) Kinderspielplatze sind unter Bedachtnahme auf die ONORMEN B 2607, Ausgabe
2001-05-01, und EN 1176-1, Ausgabe 2008-08-01, zu planen und zu gestalten.

(7) Kinderspielplatze sind unbeschadet des § 47 O6. Bauordnung 1994 in einem Zustand
zu erhalten, der den Erfordernissen der Sicherheit und Gesundheit entspricht und eine



dauernde Benitzbarkeit gewdahrleistet. Sie sind regelmafRig zu reinigen. Der Spielsand ist
mindestens einmal jahrlich auszuwechseln.

812
Baularm

(1) Bauarbeiten, die im Freien L&rm erzeugen, durfen in Wohn- und Kurgebieten gemaf
8§22 Abs. 1 und 3 O6. Raumordnungsgesetz 1994 an Sonn- und gesetzlichen Feiertagen
Uberhaupt nicht, von Montag bis Freitag nur in der Zeit von 6.00 Uhr bis 20.00 Uhr und an
Samstagen nur von 7.00 Uhr bis 14.00 Uhr vorgenommen werden. In allen anderen
Baulandgebieten gemal den 88 21 bis 24 O0. Raumordnungsgesetz 1994, mit Ausnahme von
Industriegebieten, dirfen larmerzeugende Bauarbeiten werktags in der Zeit von 6.00 Uhr bis
20.00 Uhr durchgefuhrt werden.

(2) Dartber hinaus dirfen in den Zeiten gemaR Abs. 1 sowie bei Bauvorhaben in
Industriegebieten alle im Zuge einer Bauarbeit erzeugten Gerausche, bezogen auf das offene
Fenster des nachstgelegenen Aufenthaltsraums von Nachbarliegenschaften einen maximal
zulassigen Schalldruckpegel (Beurteilungspegel) des dort herrschenden Gesamtlarms von
55 dB in Wohn- und Kurgebieten bzw. von 70 dB in allen anderen Baulandgebieten nicht
Uberschreiten. Wiederkehrende Larmspitzen dirfen 85 dB nicht Uberschreiten.

(3) Die Baubehorde hat von den Bestimmungen der Abs. 1 und 2 befristete Ausnahmen
im notwendigen Ausmalf3 zu gewahren, wenn

1. in Ansehung der technischen Erfordernisse das Bauvorhaben andernfalls nicht

ausgefuhrt werden kdnnte, oder

2. die Bauausfuhrung andernfalls einen im Vergleich zu den Gesamtkosten des

Bauvorhabens unverhéaltnismaiigen wirtschaftlichen Aufwand erfordern wirde,
und berechtigten Interessen der Sicherheit und Gesundheit von Nachbarn durch geeignete
ErsatzmalRnahmen Rechnung getragen wird.

8§13
Sicherheitsraume

SicherheitsrAume sind unter Bedachtnahme auf die vom Bundesministerium fir
Wirtschaft, Familie und Jugend herausgegebenen "Technischen Richtlinien fiir den Einbau von
Teilschutz-Beliftungsanlagen™ und die "Technischen Richtlinien fir die Anforderung an und
Prifung von Teilschutz-BelUftungsanlagen”, beide anwendbar ab 1.1.2005, zu planen und
vorzusehen. Die zitierten Richtlinien kdnnen beim genannten Bundesministerium in 1011 Wien,
Stubenring 1, bezogen werden; zusatzlich liegen sie beim Amt der Landesregierung wahrend
der Amtsstunden zur unentgeltlichen 6ffentlichen Einsicht auf.



814
Landwirtschaftliche Bauten

(1) Aus Stallgebauden fur mehr als 15 Grolvieheinheiten missen mindestens zwei
Ausgange unmittelbar ins Freie fuhren. Als GroRRvieheinheit gelten 500 kg Lebendgewicht von
Grol3tieren, wie Pferden, Rindern, Schafen oder Schweinen.

(2) Stallgange, die als Fluchtwege in Betracht kommen, missen ein gefahrloses und
rasches Ausbringen der Tiere im Brandfall erméglichen.

(3) Wande und Decken von Raucherkammern und Rauchkanale bei Selchanlagen sind in
REI 90 bzw. EI 90 und A2, Tiren in El, 30 und A2 auszuflihren. Seitlich und vor der Tir muss
der FuBboden in einer Tiefe von mindestens 60 cm mit einem Belag in A2; ausgestattet sein.

(4) Absperrschieber von Réucherkammern sind so einzurichten, dass der Rauchabzug
aus der Feuerung stets gewahrleistet ist.

(5) Fur den gefahrlosen Auf- und Einstieg in Garsilos sowie fur die gefahrlose Beflillung
und Entleerung der Silos sind die notwendigen Schutzeinrichtungen vorzusehen.

3. HAUPTSTUCK
Stellplatze fur Kraftfahrzeuge und Fahrrader

8§15
Anzahl der Stellplatze fir Kraftfahrzeuge

(1) Die erforderliche Anzahl der Stellplatze ist nach dem Verwendungszweck der
verschiedenen Bauwerke und dem daraus resultierenden voraussichtlichen Bedarf im Einzelfall
von der Baubehdorde festzulegen.

(2) Fur Bauwerke der nachstehenden Art ist die Anzahl der Stellplatze nach folgenden
BezugsgroRRen je Stellplatz festzulegen:

1. Wohnungen aller Art einschlieB3lich Kleinstwohnungen

und Garconnieren ........cccoeeeveeeveeeeieeeenenenn, 1 Wohneinheit (auRer der
Bebauungsplan sieht nach § 96 Abs. 1
Z 5 00. Bautechnikgesetz 2012 eine
grolRere Anzahl von Stellplatzen vor)

2. Heime
a) fur Studierende ..........ccccceiiiiiiiiiinnnnn. 20 m? Nutzflache oder 2 Heimplatze
b) fur Schilerinnen, Schiler und
Lehrlinge ..ooovvveiiii 80 m? Nutzflache oder 8 Heimplatze
c) Altenheime und Pflegeheime ............ 80 m? Nutzflache oder 8 Heimplatze

3. Beherbergungsbetriebe
(Hotels, Gasthofe, Pensionen) ................. 1 Fremdenzimmer



10.
11.
12.

13.

14.
15.
16.

Fur zugehorige Restaurants oder Veranstaltungsraume sind Zuschlage nach Z 4 bzw.
9 zu berechnen.
Gastgewerbe, soweit sie nicht unter Z 3
fallen ... 10 m2 Nutzflache oder
5 Verabreichungsplatze
Zugehdrige Veranstaltungsrdume und Diskotheken sind nach Z 9 zu berechnen.
Biro- und Geschéaftsgebaude
Biro- und Geschéaftsraume, Ambulatorien
UNd ArZtpraxen .......ccceeeeeeeeeeeinniinieeeeeeeen 30 m2 Nutzflache
Industrie- und Gewerbebetriebe ............... 60 m2 Nutzflache oder 5 Beschéftigte
Bei Kraftfahrzeugwerkstétten und Tankstellen mit Service sind fur einen Waschplatz,
einen Service- bzw. Reparaturstand oder eine dhnliche BezugsgréRe mindestens finf
Stellplatze vorzusehen.
Lagergebdude und Lagerrdume ............... 100 m2 Nutzflache oder
5 Beschaftigte
Verkaufsstatten, Gro3geschafte und
EinkaufSzentren ..........cccoceeveveeecveveeennn. 30 m? Nutzflache
Bauwerke fir Veranstaltungen
(Gasthaussale, Kinos, Theater,

Konzerthauser und dergleichen) .............. 5 m? Saalnutzflache oder 5 Platze
Kirchen ... 10 Platze
S AT=Ye [T (=R 200 m?
Sportstatten
a) Sportstatten (ohne Publikum) ............ 3 Personen
b) Tennisplatze (ohne Publikum) ........... 1/4 Tennisplatz
Cc) Zuschlage zulit. aund b

fUr Publikum ..., 10 Platze
d) Hallenbader .........ccccciieiiiiiiiieeiinnnnn, 10 m? Nutzflache oder 5 Personen
e) Freibader und Strandbader

mit Liegeflachen ............cccceeeeeei. 100 m? oder 10 Personen
Schulen
a) Pflichtschulen ...........ccccccceiiiiiiiinnnn, 1 Klasse
b) mittlere Schulen ............ccooooeirinnnnnnn. 1/2 Klasse
c) hohere Schulen .........ccccccoeiiiiiiiiinnn. 1/3 Klasse
d) Universitaten und Akademien ........... 5 m2 Hdrsaalnutzflache oder

5 Studierende

Kindergarten .........ccccccvvvvvvvvvvennninnnnnnnnnnnnnn. 1 Gruppenraum + 1
HOME e 1 Gruppenraum + 1
Krankenanstalten
a) Akutkrankenh&user ...........ccccoccvviinenee. 3 Betten

b) Langzeitkrankenhauser und
Pflegeanstalten ...........cccccceeeviiiiiiinnnnn. 9 Betten



Die Anzahl der gemaR lit. a und b erforderlichen Stellplatze ermaRigt sich insoweit,
als Stellplatze fir das Personal im Krankenanstaltenbereich zur Verfiigung stehen,
hochstens jedoch auf die Hélfte der sich aus lit. a und b ergebenden Anzahl.

(3) Bei der Ermittlung der Nutzflache gemaR Abs. 2 sind Nebenrdaume, Abstellraume,
Gange, Stiegen, sanitare Anlagen, Gemeinschaftsraume flr das Personal und dergleichen
Raume aulRer Betracht zu lassen. Fiur das Personal bestimmte Wohn- bzw. Schlafraume sind
jedoch auf die Nutzflache anzurechnen.

(4) Soweit dies im Einzelfall nach der Art oder Verwendung des Bauwerks in Betracht
kommt, ist bei der Festlegung der Anzahl der Stellplatze auch das bei Bauwerken der
betreffenden Art erfahrungsgemaR zu erwartende Abstellen von Lastkraftwagen einschlief3lich
Anhangern, Autobussen und einspurigen Kraftfahrzeugen zu bericksichtigen.

§16
Anzahl der Stellplatze fur Fahrrader

(1) Die erforderliche Anzahl der Fahrrad-Stellpléatze ist nach dem Verwendungszweck der
verschiedenen Bauwerke und dem daraus resultierenden voraussichtlichen Bedarf im Einzelfall
von der Baubehoérde festzulegen.

(2) Fur Bauwerke der nachstehenden Art ist die Anzahl der Fahrrad-Stellplatze nach
folgenden Bezugsgrof3en je Stellplatz festzulegen:

1. Wohnungen (aul3er bei Wohngeb&uden mit nicht mehr als drei Wohnungen - § 43

Abs. 1 O6. Bautechnikgesetz 2012) ......... je angefangene 60 m2 Nutzflache
2. Heime
a) fur Schulerinnen, Schuler und
Lehrlinge ..ooovvveiiiiie 4 Heimplatze
b) fur Studierende ........cccccceeeiiiiiiiieinnnnnn, 2 Heimplatze
3. Bauwerke mit Arbeitsplatzen ............. 20 Arbeitsplatze

4. Bauwerke mit Kunden- oder Besucherfrequenz
a) Bauwerke fur Veranstaltungen
(Gasthauser, Kinos, Theater,

Konzerthauser und dergleichen)........ 50 Platze
b) Sportstatten ..........ccccvviiiiniiiereeeniinnnn, 25 Personen bzw.
50 Publikumsplatze
c) Hallenbader .........ccccciiiiiiiniiiriieniinnnn, 50 Personen
d) Freibader .......ccoooiii 25 Personen
e) GescChafte ..., 50 Kundinnen oder Kunden

5. Bildungseinrichtungen ab der 5. Schulstufe 5 Ausbildungsplatze

Bei Z 2 bis 5 ist ab einer Bezugsgrol3e von 1000 nur je weitere 200 ein zusatzlicher

Fahrrad-Stellplatz erforderlich.

(3) Kommen mehrere Bezugsgrofien gemall Abs. 2 zur Anwendung, ist die jeweils
erforderliche Anzahl von Fahrrad-Stellplatzen zusammenzuzéhlen. Die ermittelte Anzahl



(Summe) der Fahrrad-Stellplatze ist auf die nachsthdéhere ganze Zahl aufzurunden und betragt
mindestens flnf.

8§17
Ausnahmen von der Verpflichtung zur Errichtung von Stellplatzen

(1) Von der Verpflichtung zur Errichtung von Stellplatzen im Uberwiegend bebauten
Gebiet ist im Einzelfall ganz oder teilweise abzusehen, wenn die Errichtung der Stellplatze in
Anbetracht der ortlichen Verhaltnisse bei Berticksichtigung der vorhandenen Bebauung oder
des fiir die Hauptbebauung zulassigen MaRRes der baulichen Nutzung unmdglich ist oder infolge
der notwendigen Umbauarbeiten einen unverhaltnismafiig hohen Aufwand erfordern wirde und
daher unwirtschaftlich wére.

(2) Uber Abs. 1 hinaus kann die Baubehorde im (berwiegend bebauten Gebiet bei
Birogebauden von der Verpflichtung zur Errichtung von Stellplatzen im Einzelfall teilweise
absehen, wenn fir die Benitzerinnen und Benutzer des Gebaudes in unmittelbarer Nahe
geeignete offentliche Verkehrsmittel zur Verfigung stehen.

(3) AuRBerhalb des Uberwiegend bebauten Gebiets ist im Hinblick auf eine besondere
ortliche Lage und die ausreichende Madglichkeit einer den o6ffentlichen Verkehr nicht
behindernden anderweitigen Abstellung von Kraftfahrzeugen die Erfullung der Verpflichtung zur
Errichtung von Stellplatzen ganz oder teilweise zu stunden, wenn die spatere Errichtung der
Stellplatze moglich und rechtlich gesichert ist. Die Stundung darf nur widerrufen werden, wenn
die Voraussetzungen, die fur ihre Gewdhrung malgeblich waren, weggefallen sind und die
Errichtung der Stellplatze erforderlich wird.

§18
Anforderungen an Stellplatze fur Fahrrader

(1) Stellflachen fur Fahrrader missen mindestens 2 m lang und mindestens 0,7 m breit
sein. Die Mindestbreite kann bei Radstdndern, die eine hohenversetzte Aufstellung
ermdglichen, um bis zu 20 cm unterschritten werden.

(2) Die AufschlieBungswege zu den Stellflichen und allfdllige Fahrgassen dazwischen
sind so zu gestalten, dass ein sicheres Zu- und Abfahren gewahrleistet ist; sie kdnnen auch
Uber Zu- und Abfahrten von Stellplatzen fur Kraftfahrzeuge (zB Garageneinfahrten) fihren.

(3) Die Stellflachen sind mit geeigneten, Schaden an den Fahrréddern (insbesondere an
den Felgen) ausschliel3enden Vorrichtungen zum standsicheren Abstellen auszustatten (zB mit
Anlehnbigeln, Rahmenhaltern oder Wandgelandern).

(4) Abstellflachen gemal 8§ 16 Abs. 2 Z 1, 2, 3 und 5 sind, soweit die erforderliche Anzahl
(8 16 Abs. 2 und 3) mehr als funf betréagt, zu tberdachen.



8§19
FuBbdden von Stellplatzen fir Kraftfahrzeuge

Die FuRBbdden von Uberdachten Stellplatzen mit mehr als 50 m2 sowie Garagen und
Parkdecks miissen fliissigkeits- und éldicht und im Ubrigen so ausgebildet sein, dass brennbare
Flissigkeiten nicht auf angrenzende Flachen abflieRen kénnen.

§20
Zundquellen in Garagen

Garagen dirfen keine Anlagen oder Einrichtungen enthalten, an denen sich brennbare
Gase oder Dampfe entzinden konnen. Weiters sind Flllstutzen fur die Lagerung von
leichtbrennbaren Flussigkeiten und Gaszahler in Garagen unzulassig.

§21
Ladestationen fur Elektrofahrzeuge

(1) Beim Neubau von offentlich zuganglichen Stellplatzen fir Kraftfahrzeuge und
Fahrrader mit jeweils mehr als 50 Stellplatzen sind, soweit dort nicht ohnehin entsprechende
Elektroinstallationen errichtet werden, zumindest je 50 Stellplatzen Vorkehrungen fir eine
nachtragliche Installation von Ladestationen fur Elektrofahrzeuge (zB Leerverrohrungen)
vorzusehen.

(2) Stellplatze gemald Abs. 1 sind bis spatestens 31. Dezember 2017 mit Ladestationen
fur Elektrofahrzeuge auszustatten.

4. HAUPTSTUCK
Bauplan

§22
Herstellung, Form und Inhalt des Bauplans

(1) Die im Rahmen des Bauplans der Baubehorde vorzulegenden Plane missen aus
geeigneten haltbaren Materialien hergestellt werden und das Format A 4 aufweisen bzw. auf
dieses Format so gefaltet sein, dass an der linken Seite des gefalteten Planes ein Heftrand von
mindestens 2 cm Breite verbleibt.

(2) Die zeichnerische Darstellung auf den Planen (Vervielfaltigungen) hat nach einem
Verfahren zu erfolgen, welches eine spatere Léschung oder Verdnderung durch innere oder
auRRere Einflisse moéglichst ausschlief3t und nachtragliche Veranderungen leicht erkennen lasst.
Die verwendeten Farben missen lichtecht und bestandig sein.



(3) Das Deckblatt bzw. der im gefalteten Zustand oben liegende Teil des Plans (Titelseite)
hat zu enthalten:

1. eine Auflistung und Bezeichnung der Planteile (wie Lageplan, Grundriss, Detailplan),

wenn der Plan aus mehreren Teilen besteht,

2. die Bezeichnung und die Lage (Grundsticksnummer,  Einlagezahl,
Katastralgemeinde, Gemeinde und Adresse) des Bauvorhabens,

3. das Datum der Planverfassung und jedes Datum einer Plandnderung nach der
Einreichung,

4. die Namen der Bauwerberin oder des Bauwerbers, der Grundeigentiimerin oder des
Grundeigentimers, der Planverfasserin oder des Planverfassers und - wenn sie oder
er bei Einreichung des Bauplans schon bestimmt ist - der Baufuhrerin oder des
Baufthrers,

5. einen genigend groRen Raum fur amtliche Vermerke, sowie

6. gegebenenfalls mit dem Datum versehene Erklarungen der Nachbarn nach § 25 Abs.
1 Z 1 lit. b oder 8 32 Abs. 7 O6. Bauordnung 1994 und Bestatigungen der
Planverfasserinnen oder Planverfasser, der Baufuhrerinnen oder Baufuhrer oder
besonders sachverstandiger Personen nach § 25 Abs. 1 Z 1 lit. c und d oder § 29
Abs. 1 Z 4 O6. Bauordnung 1994.

Die in Z 6 angefuhrten Erklarungen (Bestatigungen) konnen erforderlichenfalls auch

unmittelbar neben dem Deckblatt bzw. der Titelseite angebracht werden.

(4) Soweit in dieser Verordnung und in anderen baurechtlichen Vorschriften nichts
anderes bestimmt ist, bleibt die Form der Darstellung der im Lageplan auszuweisenden
Baubesténde, Leitungen und sonstigen Anlagen sowie die Form der Darstellung sonstiger
Details in den einzelnen Planen der Planverfasserin oder dem Planverfasser freigestellt. Die
Darstellung hat jedoch in einer Missverstandnisse maoglichst ausschlieRenden Art zu erfolgen;
die verwendeten Planzeichen sind erforderlichenfalls in einer Legende zu erklaren.

(5) Alle Plane haben die fiir die Beurteilung des Bauvorhabens erforderlichen Kotierungen
aufzuweisen. Zur Beurteilung der Hohe des Bauvorhabens ist ein Fixpunkt bekanntzugeben
und sind zwei cirka senkrecht zueinander liegende Querprofile des urspringlichen und
kiinftigen Gelandes des Bauplatzes vorzulegen.

(6) In den Planen sind die fir die Beurteilung des Brandschutzes mafigeblichen
Eigenschaften der zur Verwendung gelangenden Baustoffe und Bauteile hinsichtlich Wande,
Decken, Stiegen, Dachkonstruktionen, Tiren und sonstiger Abschliisse anzugeben.

§23
MaRstab des Bauplans

(1) Als Mal3stab der im Rahmen des Bauplans der Baubehérde vorzulegenden Pléane ist

1. fiUr den Lageplan 1 :500 oder 1 : 1.000,

2. fur Grundrisse, Schnitte, Tragwerksplane, Ansichten und schaubildliche
Darstellungen 1 : 50, 1 : 100 oder 1 : 200,

3. fur Detail- und Konstruktionsplane 1 : 50, 1 : 20 oder 1 : 10,



zu wahlen. Soweit noch Katastralmappen im Maf3stab 1 : 2.880 oder 1 : 1.440 vorhanden
sind, kann der Lageplan auch im Mafl3stab 1 : 720 verfasst werden.
(2) Der gewahlte Mal3stab ist auf jedem Plan anzugeben.

§24
Farben des Bauplans

(1) Farbig darzustellen und in der Flache voll anzulegen sind:
1. im Lageplan

bestehende bauliche Anlagen .................. grau,
geplante bauliche Anlagen........................ rot,
abzubrechende bauliche Anlagen ............ gelb;
2. in Grundrissen und Schnitten:
bestehende Teile .....covovveviiiieiieeeee grau,
geplante Teile
in Stahlkonstruktion ..........ccoovevvivvvinnnns violett,
in Stahlbeton ........coooveveviiiiiieieeeeeeis blau,
INBEION ooveiieeieeeee e grin,
iN MaUEIWETK .....oovvvvieiiiieeee e rot,
INHOIZ oo, braun.

Unterirdische Anlagen, wie Sandkeller, Stollen, Tiefgaragen und Schutzraume, sind als Bestand
grau, als Neuanlage rot und, wenn sie aufgefillt werden sollen, gelb zu umranden.

(2) Auf Vervielfaltigungen koénnen, soweit dies ohne Beeintréachtigung der Klarheit und
Ubersichtlichkeit des Plans mdglich ist, die im Abs. 1 Z 2 vorgesehenen Farben durch folgende
Darstellungen ersetzt werden:

bestehende Teile ........cccoovieiiiiiiiiii e, grau angelegt,
geplante Teile
in Stahlkonstruktion ............cccceviiiiiiiee e, schwarz umrandet (1 mm),
iN Stahlbeton ... schwarz angeleqgt,
[T =1=] o] o gekreuzt schraffiert,
IN MAUEIWETK ..oeveiiie e einfach schraffiert,
INHOIZ oo paarweise waagrecht schraffiert

(Freihandlinien).



5. HAUPTSTUCK
Schlussbestimmungen

8§25
Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt mit dem der Kundmachung dieser Verordnung im
Landesgesetzblatt fir Oberosterreich folgenden Monatsersten in Kraft. Zugleich tritt die OG.
Bautechnikverordnung, LGBI. Nr. 106/1994, in der Fassung der Verordnung LGBI. Nr.
110/2008, aul3er Kraft.

(2) Im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung anhéangige individuelle
Verwaltungsverfahren sind nach den bisher geltenden Rechtsvorschriften weiterzufiihren.

(3) Diese Verordnung wurde einem Informationsverfahren im Sinn der Richtlinie 98/34/EG
des Européischen Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998 Uber ein Informationsverfahren
auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften und der Vorschriften fiir die Dienste
der Informationsgesellschaft, ABI.Nr. L 204 vom 21.7.1998, S. 37, in der Fassung der Richtlinie
98/48/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 20. Juli 1998, ABIL.Nr. L 217 vom
5.8.1998, S. 18, unterzogen.

Fur die O06. Landesregierung:

Landeshauptmann-Stellvertreter



	(3) Für Beherbergungsbetriebe mit mehr als 20 Gästebetten gelten die Punkte 6.2 und B 12 der ÖNORM B 1600.

